
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Versicherungsrechtliche Rechtsprechung  

des BGH im 2. Halbjahr 2023 

 
Dr. Siegfried Mennemeyer, Rechtsanwalt beim Bundesgerichtshof und  
Dr. Christoph Hugemann, LL.M., Fachanwalt für Versicherungsrecht 

 

 

Nachstehend haben wir für Sie die im 2. Halbjahr 2023 veröffentlichten und 

inhaltlich begründeten Entscheidungen des BGH mit versicherungsrechtli-

chen Bezügen zusammengefasst.
1 

Die Gliederung der nachfolgenden Zu-

sammenfassung orientiert sich – wie auch unsere bisherigen Übersichten
2 

– wieder an den in § 14a FAO aufgeführten versicherungsrechtlichen 

Schwerpunkten, die für die Erlangung der Fachanwaltsbezeichnung „Fach-

anwalt für Versicherungsrecht“ erforderlich sind.  

 

 
1. 

Allgemeines Versicherungsvertragsrecht und 
Besonderheiten der Prozessführung 

 
 
Besonderheiten der versicherungsrechtlichen Prozessführung im weiteren 

Sinne lassen sich den nachfolgend dargestellten Entscheidungen des Ver-

sicherungssenats entnehmen. 

 

a) 

Ist der im Zeitpunkt der Einlegung einer Nichtzulassungsbeschwerde vor-

liegende Revisionszulassungsgrund (hier: Grundsatzbedeutung i.S.v. 

§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 ZPO) nachträglich durch eine höchstrichterliche 

 
1
 Alle nachfolgend behandelten Entscheidungen des BGH können hier auf dessen Internetsei-

ten kostenfrei im Volltext abgerufen werden. Zur Vereinfachung für Sie haben wir in den Fuß-
noten sämtliche Aktenzeichen mit der Entscheidungsdatenbank des BGH verlinkt.  

2  Abrufbar unter dem Menüpunkt „Newsletter“ auf unserer Homepage. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/list.py?Gericht=bgh&Art=en&Datum=Aktuell&Sort=12288
http://www.bgh-anwalt.de/index.php?id=36
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Klärung entfallen, kann die Nichtzulassungsbeschwerde nur zurückgewie-

sen werden, wenn die volle revisionsrechtliche Überprüfung des Berufungs-

urteils auch im Übrigen keinen Rechtsfehler zum Nachteil des Rechtsmit-

telführers erkennen lässt und die beabsichtigte Revision daher keine Aus-

sicht auf Erfolg hat.3 

 

b) 

Mit den organisatorischen Anforderungen an die Kontrolle einer Ein-

gangsbestätigung nach § 130a Abs. 5 Satz 2 ZPO durch den Rechts-

anwalt befasst sich ein Beschluss des BGH vom 06. September 2023.4 Die 

Klägerin erstrebte die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen Ver-

säumung der Berufungsbegründungsfrist. Für den Erfolg eines entspre-

chenden Antrags hat die Partei einen Verfahrensablauf vorzutragen und 

glaubhaft zu machen (§ 236 Abs. 2 Satz 1 ZPO), der ein Verschulden an 

der Nichteinhaltung der Frist zweifelsfrei ausschließt; verbleibt die Möglich-

keit, dass die Einhaltung der Frist durch ein Verschulden des Prozessbe-

vollmächtigten der Partei versäumt worden ist, ist der Antrag auf Wieder-

einsetzung unbegründet.5  

 

Ein Rechtsanwalt hat nach der ständigen Rechtsprechung des BGH durch 

organisatorische Vorkehrungen sicherzustellen, dass ein fristgebundener 

Schriftsatz rechtzeitig gefertigt wird und innerhalb laufender Frist beim zu-

ständigen Gericht eingeht; hierzu hat er grundsätzlich sein Möglichstes zu 

tun, um Fehlerquellen bei der Behandlung von Rechtsmittelfristen auszu-

schließen.6 Die Überprüfung des Versandvorgangs per beA erfordert 

die Kontrolle, ob die Bestätigung des Eingangs des elektronischen 

Dokuments bei Gericht nach § 130a Abs. 5 Satz 2 ZPO erteilt worden 

ist. Hat der Rechtsanwalt diese erhalten, besteht Sicherheit darüber, 

dass der Sendevorgang erfolgreich war; bleibt sie dagegen aus, muss 

 
3  Beschluss vom 19. Juli 2023 – IV ZR 102/21 – nur bei juris. 
4  – IV ZB 4/23 – NJW 2023, 3432 = MDR 2023, 1402. 
5  a.a.O., juris, Rn. 11. 
6  a.a.O., juris, Rn. 13 m.w.N. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=ae9ce7d4c370850bcdcaaa3143ada3f0&nr=134508&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=9e0b94b85deaec632f125a829ebd9529&nr=134857&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
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dies den Rechtsanwalt zur Überprüfung und gegebenenfalls erneuten Über-

mittlung veranlassen.7 Der Rechtsanwalt darf hierbei nicht von einer erfolg-

reichen Übermittlung eines Schriftsatzes per beA an das Gericht ausgehen, 

wenn in der Eingangsbestätigung im Abschnitt „Zusammenfassung Prüfpro-

tokoll“ nicht als Meldetext „request executed“ und unter dem Unterpunkt 

„Übermittlungsstatus“ nicht die Meldung „erfolgreich“ angezeigt wird.8 Es 

fällt deshalb in den Verantwortungsbereich des Rechtsanwalts, das in 

seiner Kanzlei für die Versendung fristwahrender Schriftsätze über 

das beA zuständige Personal dahingehend anzuweisen, Erhalt und In-

halt der Eingangsbestätigung nach § 130a Abs. 5 Satz 2 ZPO nach Ab-

schluss des Übermittlungsvorgangs stets zu kontrollieren. Eine ge-

naue Anweisung durch den Rechtsanwalt ist insbesondere erforderlich, um 

Verwechslungen der Eingangsbestätigung gemäß § 130a Abs. 5 Satz 2 

ZPO mit dem Übermittlungsprotokoll zu vermeiden, dessen Vorliegen für 

die Ausgangskontrolle nicht genügt.9 Wie die Eingangsbestätigung auf-

gerufen werden kann und welchen Inhalt diese haben muss, ist vom 

Rechtsanwalt vorzugeben und erfordert eine intensive Schulung der 

mit dem Versand über das beA vertrauten Mitarbeiter.10 Fehlt es bereits 

generell an einer diesen Anforderungen genügenden Anweisung, kann de-

ren Befolgung auch nicht durch stichprobenartige Überprüfungen sicherge-

stellt worden sein.11 

 

c) 

Die für die Zulässigkeit einer Berufung einzuhaltenden Mindestanfor-

derungen an die Rechtsmittelbegründung fasst ein Beschluss vom 

29. November 202312 zusammen. Nach § 520 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 ZPO 

muss die Berufungsbegründung die Umstände bezeichnen, aus denen sich 

 
7  a.a.O.,  
8  a.a.O., juris, Rn. 14 
9  a.a.O., juris, Rn. 16. 
10  a.a.O., juris, Rn. 17. 
11  a.a.O., juris, Rn. 19. 
12  – IV ZB 17/23 – nur bei juris; an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=a5b42b52be8388708bc6fcd1aba06bc2&nr=135792&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
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nach Ansicht des Berufungsklägers die Rechtsverletzung und deren Erheb-

lichkeit für die angefochtene Entscheidung ergeben. Zur Darlegung der 

Rechtsverletzung gehört die aus sich heraus verständliche Angabe, welche 

bestimmten Punkte des angefochtenen Urteils der Berufungskläger be-

kämpft und welche Gründe er ihnen entgegensetzt.  

 

Erforderlich und ausreichend ist die Mitteilung der Umstände, die aus der 

Sicht des Berufungsklägers den Bestand des angefochtenen Urteils gefähr-

den; die Vorschrift stellt keine besonderen formalen Anforderungen hierfür 

auf.13 Für die Zulässigkeit der Berufung ist auch ohne Bedeutung, ob die 

Ausführungen in sich schlüssig oder rechtlich haltbar sind.14 Zur Bezeich-

nung des Umstands, aus dem sich die Entscheidungserheblichkeit der Ver-

letzung materiellen Rechts ergibt, genügt regelmäßig die Darlegung einer 

Rechtsansicht, die dem Berufungskläger zufolge zu einem anderen Ergeb-

nis als dem des angefochtenen Urteils führt. Es reicht nicht aus, die Auffas-

sung des Erstgerichts mit formularmäßigen Sätzen oder allgemeinen Rede-

wendungen zu rügen oder lediglich auf das Vorbringen in erster Instanz zu 

verweisen. 

 

d) 

Auch wenn die erneute Vernehmung von Zeugen grundsätzlich im Ermes-

sen des Berufungsgerichts steht, ist es verpflichtet, einen bereits in 

erster Instanz vernommenen Zeugen nochmals gemäß § 398 Abs. 1 

ZPO zu vernehmen, wenn es seine Glaubwürdigkeit anders als der Er-

strichter beurteilen oder die protokollierte Aussage anders als die Vo-

rinstanz verstehen oder würdigen will.15 Die nochmalige Vernehmung 

eines Zeugen (hier: mit der Schadensabwicklung betrauter Versicherungs-

makler des Klägers) kann in einem solchen Fall allenfalls dann unterblei-

ben, wenn sich das Berufungsgericht auf solche Umstände stützt, die weder 

die Urteilsfähigkeit, das Erinnerungsvermögen oder die Wahrheitsliebe des 

 
13  a.a.O., juris, Rn. 9 m.w.N. 
14  a.a.O., juris, Rn. 9 m.w.N. 
15  Beschluss vom 13. Dezember 2023 – IV ZR 12/23 – r+s 2024, 125 = juris, Rn. 14 m.w.N. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=ff8fe96d64c3a36feb55e31fb37d1be5&nr=136091&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
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Zeugen noch die Vollständigkeit oder Widerspruchsfreiheit seiner Aussage 

betreffen.16 

 

Im entschiedenen Fall hatte das Berufungsgericht die Ausführungen des 

Versicherungsmaklers des Klägers im Rahmen seiner erstinstanzlichen 

Vernehmung als nicht plausibel bewertet und hierauf seine Annahme von 

Arglist gestützt. Damit hatte es seine Glaubwürdigkeit anders als der Erst-

richter beurteilt. Eine solche Beurteilung, die nicht auf dem persönlichen 

Eindruck des Gerichts von dem Zeugen beruht, verletzt das Gebot der Un-

mittelbarkeit der Beweisaufnahme jedenfalls dann, wenn sie – wie hier – 

nicht in gleichgerichteten Erwägungen des erstinstanzlichen Richters eine 

Stütze findet. In einem solchen Fall fehlt für die Bildung der persönlichen 

Gewissheit des Richters, die § 286 ZPO verlangt, die Grundlage.17 

 

Hinzu kam, dass das Berufungsgericht allein aus einer WhatsApp-Nachricht 

der Ehefrau des Klägers an den Zeugen und der darin enthaltenen Rück-

rufbitte den Schluss gezogen hatte, dass der Zeuge der Bitte nachgekom-

men war und ihm in dem unterstellten Gespräch der bereits in der 

WhatsApp-Nachricht enthaltene Hinweis auf die Unrichtigkeit seiner Anga-

ben gegenüber dem Versicherer nochmals mündlich erteilt worden sei, so 

dass seine Erklärung, die unterlassene Richtigstellung gegenüber der Be-

klagten beruhe auf einem Vergessen, in einem anderen Licht erscheine. 

Hierbei hatte das Berufungsgericht übergangen, dass weder die Beklagte 

ein solches Gespräch behauptet hatte noch sich dieses dem Vorbringen 

des Klägers oder seines Streithelfers entnehmen ließ. 

 

  

 
16  a.a.O., juris, Rn. 14. 
17  a.a.O., juris, Rn. 16. 
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2. + 3. + 4. 

Recht der Versicherungsaufsicht,  
Grundzüge des internationalen Versicherungsrechts und  

Transport- und Speditionsversicherungsrecht 
 
 

Im Berichtszeitraum hat der BGH keine inhaltlich begründeten Entscheidun-

gen zu diesen Themenbereichen abgesetzt. 

 
 

5.  
Sachversicherungsrecht  

 
 
Sachversicherungsrechtliche Themen waren Gegenstand der nachstehend 

besprochenen Entscheidungen.  

 

Die Entscheidung des BGH vom 05. Juli 2023 befasst sich mit der umstrit-

tenen Frage der Wirksamkeit der sogenannten „erweiterten Schlüssel-

klausel“ in der Hausratversicherung (z.B. § 3 Nr. 2 lit. f VHB 2016 oder 

A 4.1.5.2 VHB 2022; hier: § 28 Nr. 4 Buchst. a), 4. Spiegelstrich GWW 

2014), wonach ein Einbruchdiebstahl auch dann vorliegt, wenn der Täter in 

einen Raum eines Gebäudes mittels richtiger Schlüssel eindringt, die er 

ohne fahrlässiges Verhalten des berechtigten Besitzers durch Diebstahl an 

sich gebracht hat.18 Diese Klausel unterfällt als primäre Leistungsbeschrei-

bung gemäß § 307 Abs. 3 Satz 1 BGB nicht der Inhaltskontrolle und ver-

stößt auch nicht gegen das Transparenzgebot des § 307 Abs. 1 Satz 2 

BGB. 

 

Nach dem Vortrag des Klägers war diesem im August 2017 aus seinem 

Firmenfahrzeug eine Aktentasche entwendet worden, in der sich u.a. Rech-

nungen mit seiner Wohnanschrift und ein Schlüsselbund mit Wohnungs- 

und Tresorschlüssel befunden hätten. Nur kurze Zeit später hätten unbe-

kannte Täter damit seine Wohnung betreten, den dort befindlichen Tresor 

 

18  – IV ZR 118/22 – NJW-RR 2023, 1073 = VersR 2023, 1165 = r+s 2023, 666. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=134b4e9a2a0ae04a572ce25e1365e62e&nr=134245&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
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geöffnet und diverse Wertgegenstände sowie Bargeld entwendet. Den dar-

aus resultierenden Schaden verlangte er von der beklagten Hausratversi-

cherung ersetzt. 

 

Das Berufungsgericht hatte die erweiterte Schlüsselklausel für wirksam er-

achtet und einen Versicherungsfall verneint, weil das Belassen des Woh-

nungsschlüssels in einer geschlossenen, aber von außen sichtbaren Akten-

tasche auf dem Sitz eines Fahrzeugs ein fahrlässiges Verhalten im Sinne 

dieser Klausel darstelle. Die dagegen gerichtete Revision des Klägers blieb 

ohne Erfolg. 

 

§ 307 Abs. 2 Satz 1 BGB beschränkt die Inhaltskontrolle auf Klauseln, die 

von Rechtsvorschriften abweichen oder diese ergänzen; kontrollfrei bleiben 

bloße Leistungsbeschreibungen, die Art, Umfang und Güte der geschulde-

ten Leistungen festlegen. Ob die Klausel in § 28 Nr. 4 Buchst. a), 4. Spie-

gelstrich GWW 2014 das Hauptleistungsversprechen unmittelbar regelt 

oder dieses nur einschränkt, verändert, ausgeschaltet oder modifiziert, un-

terliegt der uneingeschränkten revisionsrechtlichen Nachprüfung; der BGH 

kann die hierzu notwendige Auslegung selbst vornehmen.19 Maßgeblich 

hierfür sind – wie stets – die Verständnismöglichkeiten eines durchschnittli-

chen Versicherungsnehmers ohne versicherungsrechtliche Spezialkennt-

nisse; dabei kommt es auf den Wortlaut der Bedingungen an sowie auf den 

Zweck und den Sinnzusammenhang der Klauseln, soweit sie für den Versi-

cherungsnehmer erkennbar sind.20 Die Auslegung auf der auf der Grund-

lage dieses Maßstabs ergab, dass die fragliche Klausel, soweit sie den Ver-

sicherungsschutz davon abhängig macht, dass der Täter den zur Begehung 

des Diebstahls verwendeten Schlüssel „ohne fahrlässiges Verhalten des 

berechtigten Besitzers“ an sich gebracht hat, die vom Beklagten geschul-

dete Leistung unmittelbar festgelegt.21 

 

 
19  a.a.O., juris, Rn. 14. 
20  a.a.O., juris, Rn. 14. 
21  a.a.O., juris, Rn. 15 ff. 
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Nach allgemeinem Sprachgebrauch umschreibt der Begriff des „Einbruch-

diebstahls“ den nach gewaltsamen Eindringen in ein Gebäude oder einen 

Raum begangenen Diebstahl, sodass der durchschnittliche Versicherungs-

nehmer Leistungen jedenfalls nur für solche Begehungsweisen erwarten 

wird, bei denen der Täter gewaltsam und widerrechtlich unter Überwindung 

eines Hindernisses in das versicherte Gebäude eindringt, worunter der Zu-

tritt mit einem zuvor entwendeten Schlüssel nicht fällt.22 Angesichts dessen 

stellt die erweiterte Schlüsselklausel mit ihrer eigenständigen Regelung 

einer versicherten qualifizierten Begehungsform des Diebstahls keine der 

Inhaltskontrolle unterliegende Modifizierung oder Änderung einer be-

stehenden Hauptleistungspflicht dar, sondern deren erstmalige Be-

stimmung; als Definition des Versicherungsfalls gehört sie zum Kern der 

Leistungsbeschreibung, weshalb sie sich einer inhaltlichen AGB-Kontrolle 

entzieht.23  

 

Das so verstandene Leistungsversprechen der Beklagten enthält keine ver-

hüllte Obliegenheit, aus der ein gemäß § 32 Satz 1 VVG unzulässiges Ab-

weichen von § 28 VVG resultieren könnte.24 Der auch insoweit maßgebliche 

durchschnittliche Versicherungsnehmer entnimmt der Klausel, dass der 

Versicherer von vornherein nur ausschnittsweise Deckung gewährt und ihm 

nicht ein bereits gegebener Versicherungsschutz wegen nachlässigen Ver-

haltens des berechtigten Schlüsselbesitzers wieder entzogen werden soll.  

 

Schließlich verstößt die Klausel nicht gegen das – sich gemäß § 307 Abs. 2 

Satz 2 BGB auch auf das Hauptleistungsversprechen erstreckende – 

Transparenzgebot des § 307 Abs. 1 Satz 2 BGB.25 Die Klausel des § 28 Nr. 

4 Buchst. a), 4. Spiegelstrich GWW 2014 ist, auch soweit sie den Versiche-

rungsschutz davon abhängig macht, dass die Schlüsselvortrat ohne fahr-

lässiges Verhalten des berechtigten Besitzers erfolgt ist, für einen durch-

schnittlichen Versicherungsnehmer hinreichend verständlich und verweist 

 
22  a.a.O., juris, Rn. 16. 
23  a.a.O., juris, Rn. 17. 
24  a.a.O., juris, Rn. 19. 
25  a.a.O., juris, Rn. 20. 
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ihn hinsichtlich der Schuldform mit dem Begriff der „Fahrlässigkeit“ auf ei-

nen fest umrissenen – in § 276 Abs. 2 BGB definierten – Begriff der Rechts-

sprache, bei dem nach ständiger höchstrichterlicher Rechtsprechung im 

Zweifel anzunehmen ist, dass auch die Allgemeinen Versicherungsbedin-

gungen darunter nichts anderes verstehen wollen.26  

 

Die tatrichterliche Annahme einer fahrlässigen Ermöglichung des Ansich-

bringens des später zum unbefugten Eindringen in die Wohnung verwen-

deten Schlüssels war aus Rechtsgründen nicht zu beanstanden.27  

 

 

6. 
Recht der privaten Personenversicherung 

 
 

In der Personenversicherung hat sich der BGH im zweiten Halbjahr 2023 

abermals in zahlreichen Entscheidungen mit der Wirksamkeit von Prämien-

anpassungen in der privaten Krankenversicherung und den Rechtsfolgen 

unwirksamer Anpassungen befasst. Zudem bildeten überraschenderweise 

erneut Entscheidungen im Zusammenhang Rückabwicklungen von Le-

bens- und Rentenversicherungsverträgen nach Widerspruch/Widerruf ei-

nen Themenschwerpunkt im Bereich der Personenversicherung. 

 

a) 

Zur privaten Krankenversicherung hat der BGH im Berichtszeitraum ein 

Bündel von insgesamt siebzehn Entscheidungen abgesetzt, deren Inhalte 

sich teilweise decken. Gegenüber den bereits in unseren früheren Über-

sichten28 besprochenen Entscheidungen ergeben sich daraus stichpunktar-

tig folgende Ergänzungen der bisherigen Rechtsprechung zu diesem Kom-

plex: 

 

 
26  a.a.O., juris, Rn. 22. 
27  a.a.O., juris, Rn. 24. 
28  Vgl. jeweils Ziff. 6. unserer Übersichten für das 1. Halbjahr 2021, das 2. Halbjahr 2022, das 

1. Halbjahr 2022, das 2. Halbjahr 2022 und das 1. Halbjahr 2023. 

https://www.bgh-anwalt.de/fileadmin/pdf/Versicherungsrechtliche_Rechtsprechung_des_BGH_im_1._Halbjahr_2021.pdf
https://bgh-anwalt.de/fileadmin/pdf/Versicherungsrechtliche_Rechtsprechung_des_BGH_im_2._Halbjahr_2021.pdf
https://www.bgh-anwalt.de/fileadmin/pdf/Versicherungsrechtliche_Rechtsprechung_des_BGH_im_1._Halbjahr_2022.pdf
https://www.bgh-anwalt.de/fileadmin/pdf/Versicherungsrechtliche_Rechtsprechung_des_BGH_im_2._Halbjahr_2022.pdf
https://bgh-anwalt.de/fileadmin/pdf/Versicherungsrechtliche_Rechtsprechung_des_BGH_im_1._Halbjahr_2023.pdf


 

 

 

 

 

 10 

• Eine Prämienanpassungsklausel, nach welcher der Krankenversi-

cherer die Beiträge bei einer Abweichung der erforderlichen von den 

kalkulierten Versicherungsleistungen um mehr als 5% überprüfen 

und anpassen kann, aber nicht muss, weicht nicht zum Nachteil des 

Versicherungsnehmers von § 203 Abs. 2 Satz 4 VVG i.V.m. § 155 

Abs. 3 Satz 2 VAG ab und benachteiligt diesen auch nicht unange-

messen gemäß § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB.29 

• Dem Versicherungsnehmer kann aus Treu und Glauben ein Aus-

kunftsanspruch über zurückliegende Prämienanpassungen in der 

privaten Krankenversicherung zustehen, wenn er in entschuldbarer 

Weise über Bestehen und Umfang seines Rechts im Ungewissen ist; 

Treu und Glauben erfordern es jedoch nicht, dem Auskunftssuchen-

den Mühen auf Kosten des Auskunftsverpflichteten zu ersparen.30 

• Aus Art. 15 Abs. 1 und 3 DSGVO folgt grundsätzlich kein Anspruch 

auf Abschriften der Begründungsschreiben zu den Prämienanpas-

sungen samt Anlagen. 

o weder bei den Anschreiben selbst noch bei den beigefügten 

Anlagen (Beiblätter, Nachträge zum Versicherungsschein) 

handelt es sich jeweils in ihrer Gesamtheit um personenbezo-

gene Daten des Versicherungsnehmers i.S.v. Art. 15 Abs. 1 

DSGVO,31 

o Art. 15 Abs. 3 DSGVO regelt nach der Rechtsprechung des 

EuGH32 nur die praktischen Modalitäten für die Erfüllung der 

 
29  Urteile vom 12. Juli 2023 – IV ZR 347/22 - NJW 2023, 3023 = VersR 2023, 1222 = r+s2023, 

721 = juris, Rn. 16 und 20; vom 19. Juli 2023 – IV ZR 170/22 –juris, Rn. 13 und 17; – IV ZR 
127/22 –juris, Rn. 13 und 17; IV ZR 123/22 – juris, Rn. 13 und 17; – IV ZR 122/22 – juris, Rn. 
12 und 16; vom 27. September 2023 – IV ZR 160/22 – juris, Rn. 11; – IV ZR 164/22 – juris, 
Rn. 13; – IV ZR 165/22 – juris, Rn. 11; – IV ZR 201/22 – juris, Rn. 11; – IV ZR 176/22 – juris, 
Rn. 11; – IV ZR 130/22 – juris, Rn. 11; vom 25. Oktober 2023 – IV ZR 150/22 – juris, Rn. 14; 
vom 25. Oktober 2023 – IV ZR 152/22 – juris, Rn. 17 und – IV ZR 233/22 – juris, Rn. 11; an 
diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt. 

30  Urteil vom 27. September 2023 – IV ZR 177/22 – NJW 2023, 3490 = VersR 2023, 1514 = r+s 
2023, 1059 = juris, Rn. 38 f. 

31  Urteil vom 27. September 2023 – IV ZR 177/22 – NJW 2023, 3490 = VersR 2023, 1514 = r+s 
2023, 1059 = juris, Rn.46. 

32  EuGH, Urteil vom 04. Mai 2023 – C-487/21 – NJW 2023, 2253 = VersR 2023, 1176. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=7f5d39faffbb660b6b1e18c36b6ac5dd&nr=134300&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=e8a030d354df969aee1202142fb38478&nr=134636&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=80cd9f0ead5d20250f9079b48a409425&nr=134635&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=80cd9f0ead5d20250f9079b48a409425&nr=134635&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=e6dca2af51ce730ba4b8245c4e685b2c&nr=134634&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=7f96ee662e67d683aa2a8c736a6b58ba&nr=134633&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=152d67111e4d297f2beae45ea39b59a2&nr=135115&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=66065bf74a2967b4b40672c9c48eeed2&nr=135141&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=49a7b07a4685fe8e2f68105f9f835381&nr=135082&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=a8673fe6c51e7f8b0b4ec938f37efe22&nr=135143&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=faa4f5fb72ad6a682a6b3497b0c4ffa3&nr=135172&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=96a6fc0580339d8a5f2c9a377d6e83a1&nr=135140&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=d06cce7a8d487fa3156e0963e8bedde6&nr=135407&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=ad3cd890a65bea04ee6d5691fdfc46fd&nr=135494&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=abaa4b956b4e4ec39a6b303ad351bb66&nr=135294&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=0472c0ffc839c0fb7205c7018990fa74&nr=135142&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=8bdbe592cf1572c95930a0f92e84fb53&nr=135142&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=28BF5F809C7B994EE74807B232BB0FED?text=&docid=273286&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=795167
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aus Abs. 1 der Bestimmung folgenden Verpflichtung, so dass 

sich auch daraus kein Anspruch ableiten lässt.33 

• Der Versicherungsnehmer erlangt mit dem Zugang der Mitteilung 

über unwirksame Prämienanpassungen die für den Beginn der Ver-

jährungsfrist erforderliche Kenntnis über den bereicherungsrechtli-

chen Rückzahlungsanspruch aus § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB und 

einen auf Rückzahlung der Erhöhungsbeträge gerichteten Scha-

densersatzanspruch aus § 280 Abs. 1 BGB.34 

 

b) 

Zur Rückabwicklung von Lebens- und Rentenversicherungsverträgen nach 

Widerspruch sind im Berichtszeitraum immerhin elf Entscheidungen ergan-

gen. 

 

aa) 

Es entspricht seit seiner Grundsatzentscheidung vom 07. Mai 201435 der 

ständigen Rechtsprechung des Versicherungssenats, dass bei einem nach 

dem Policenmodell des § 5a VVG a.F. abgeschlossenen Lebens- oder Ren-

tenversicherungsvertrag im Falle unzureichender Belehrung des Versi-

cherungsnehmers über das Widerspruchsrecht diesem grundsätzlich 

ein „ewiges Widerspruchsrecht“ zusteht. Bei einer nicht ordnungsgemä-

ßen Belehrung kann der Versicherer grundsätzlich kein schutzwürdiges 

Vertrauen für sich in Anspruch nehmen, weil er die Situation selbst herbei-

geführt hat.36  

 

Aber auch bei einer fehlenden oder fehlerhaften Widerspruchsbelehrung 

kann die Geltendmachung des Widerspruchsrechts ausnahmsweise Treu 

und Glauben (§ 242 BGB) widersprechen und damit unzulässig sein, wenn 

 
33  Urteil vom 27. September 2023 – IV ZR 177/22 –juris, Rn. 54;  
34  Beschluss vom 25. Oktober 2023 – IV ZR 330/22 – r+s 2024, 162 = juris, Rn. 11 ff. und  

– IV ZR 310/22 – juris, Rn.11 ff.; Festhaltung an Urteil vom 17. November 2021 – IV ZR 
113/20 – vgl. Ziff. 6. g) unserer Übersicht für das 2. Halbjahr 2021; die Revisionsverfahren 
sind durch Rücknahme der Revision erledigt worden. 

35  – IV ZR 76/11 – BGHZ 201, 101; vgl. Ziff. 6. f) unserer Übersicht für das 1. Halbjahr 2014. 
36  Urteile vom 19. Juli 2023 – IV ZR 268/21 – BGHZ 238, 32 = NJW 2023, 3086 = VersR 2023, 

1151 = juris, Rn. 9 m.w.N. und vom 06. September 2023 – IV ZR 93/22 – juris, Rn. 18. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=8bdbe592cf1572c95930a0f92e84fb53&nr=135142&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=3410c151d8638e9252ee4d0fa1700af8&nr=136180&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=cf14c337cfd53cc8c95f285cef7a2ed3&nr=136179&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=53e2ed598947b7447aeb7f4005792a7a&nr=124647&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=53e2ed598947b7447aeb7f4005792a7a&nr=124647&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://bgh-anwalt.de/fileadmin/pdf/Versicherungsrechtliche_Rechtsprechung_des_BGH_im_2._Halbjahr_2021.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=e75379b33774ea187b428cd99150c1cd&nr=67786&anz=2&pos=0&Blank=1.pdf
https://bgh-anwalt.de/fileadmin/user_upload/newsletter/Versicherungsrechtliche_Rechtsprechung_des_BGH_im_1._Halbjahr_2014.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=1675f809e11f91639f65b7cc82123d5c&nr=134509&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=1c6ad5250a8261f8381e889b906d87c4&nr=134839&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
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besonders gravierende Umstände des Einzelfalles vorliegen, die vom 

Tatrichter festzustellen sind; allgemein gültige Maßstäbe dazu, ob und 

unter welchen Voraussetzungen eine fehlerhafte Belehrung der An-

nahme einer rechtsmissbräuchlichen Geltendmachung des Wider-

spruchsrechts entgegensteht, können nicht aufgestellt werden.37 Be-

sonders gravierende Umstände in diesem Sinne billigt der BGH aber nur in 

wenigen Konstellationen, etwa bei der Sicherungsabtretung einschließlich 

der Todesfallleistung in engem Zusammenhang mit dem Abschluss eines 

Darlehensvertrages.38  

 

An dieser Rechtsprechung hält der BGH auch unter Berücksichtigung der 

neueren Rechtsprechung des EuGH fest und verneint – anders als der Ver-

fassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz39 – eine Vorlagepflicht gemäß Art. 267 

Abs. 3 AEUV.40  

 

In dem am 19. Juli 2023 entschiedenen Fall hatte das Berufungsgericht mit 

Recht eine Treuwidrigkeit darin gesehen, dass die Klägerin die Ansprüche 

aus der streitgegenständlichen Lebensversicherung einschließlich der To-

desfallleistung in engem zeitlichem Zusammenhang mit dem Vertrags-

schluss zur Sicherung eines Baufinanzierungsdarlehens an ihre Bank ab-

getreten hatte.41 

 

Mit Urteil vom 06. September 2023 hat der BGH demgegenüber allein die 

Abtretung sämtlicher nach Auszahlung des Rückkaufswertes noch beste-

hender Rechte, auch des Widerspruchsrechts, an die Zessionarin, selbst 

 
37  Urteil vom 19. Juli 2023, a.a.O., juris, Rn. 10; Beschluss vom 29. November 2023 – IV ZR 

61/23 – juris, Rn. 12. 
38  Urteile vom 19. Juli 2023, a.a.O., juris, Rn. 11. und vom 06. September 2023, a.a.O., juris, 

Rn. 18. 
39  Beschluss vom 22. Juli 2022 – VGH B 70/21 – VersR 2022, 1252. 
40  Urteile vom 19. Juli 2023, a.a.O., juris, Leitsatz 1 und Rn. 13 ff.; vom 06. September 2023  

– IV ZR 150/21 – juris, Rn. 17 und vom 27. September 2023 – IV ZR 464/21 – juris, Rn. 15 
sowie – IV ZR 139/22 – juris, Rn. 16; Urteil vom 25. Oktober 2023 – IV ZR 283/22 – juris, Rn. 
17; vom 29. November 2023 – IV ZR 117/22 – juris, Rn. 27; vom 29. November 2023 – IV ZR 
89/22 – juris, Rn. 18, Beschlüsse vom 29. November 2023 – IV ZR 61/23 – juris, Rn. 8 und  
– IV ZR 322/22 – juris, Rn. 20. 

41  Urteil vom 19. Juli 2023, a.a.O., juris, Rn. 12. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=0b6438db71cc4ac8ed8cd0a4bc8563dd&nr=136204&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=0b6438db71cc4ac8ed8cd0a4bc8563dd&nr=136204&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://verfgh.justiz.rlp.de/fileadmin/justiz/Gerichte/Verfassungsgerichtshof/Dokumente/Entscheidungen/VGH_B_70_21_Beschluss_vom_22-07-22_anonym_Rn.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=64d92dceb2800890246f71c01c96b7e3&nr=134840&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=3f716e5010fe7ab859a14d5bdb3008e6&nr=135194&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=354fc96458455e041bf8106a723aeefc&nr=135114&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=414f48bd30766b6f01c2a7c2b756defe&nr=135995&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=866ed4e8e9c68c12406839065ae54b53&nr=135978&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=866ed4e8e9c68c12406839065ae54b53&nr=135978&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=32a462bfc848b71a91e3d3688af9012e&nr=136204&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=dcc96268728d9802e19267f269591ea4&nr=136507&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
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dann nicht ausreichen lassen, wenn sie dem Zweck dienen sollte, eine zu-

sätzliche Rendite zu erzielen.42 

 

bb) 

Bestätigt hat der BGH mit mehreren Urteilen43 ferner seine Entscheidung 

vom 15. März 202344, wonach von einem die Ausübung des Widerspruchs-

rechts nach Treu und Glauben hindernden geringfügigen Belehrungsman-

gel nicht ausgegangen werden kann, wenn eine Widerspruchsbelehrung 

gar keinen Hinweis auf die nach § 5a Abs. 1 Satz 1 VVG a.F. erforderliche 

Form (hier: Textform) enthält. 

 

cc) 

Eine Nachbelehrung über das Widerspruchsrecht kann, unabhängig da-

von, ob sie geeignet ist, die Widerspruchsfrist nach § 5a Abs. 2 Satz 1 VVG 

a.F. noch in Gang zu setzen, als besonders gravierender Umstand gewertet 

werden, sodass dem Versicherungsnehmer die Geltendmachung eines Be-

reicherungsanspruchs nach § 242 BGB verwehrt wäre.45 Dies setzt vor al-

lem voraus, dass die Nachbelehrung die Anforderungen an eine ordnungs-

gemäße Belehrung – abgesehen vom Zeitpunkt der Erteilung – nach § 5a 

Abs. 2 Satz 1 VVG a.F. erfüllt und einen hinreichend deutlichen Bezug zu 

dem Vertrag enthält, dessen Abschluss der Versicherungsnehmer noch wi-

dersprechen konnte. 

 

dd) 

Die Ausübung des Widerspruchs nach § 242 BGB hindernde besonders 

gravierende Umstände sind auch dort denkbar, wo im Rahmen eines ein-

 
42  Urteile vom 06. September 2023, a.a.O., jeweils juris, Rn. 19. 
43  Urteile vom 06. September 2023 – IV ZR 150/21 – juris, Rn. 13 und – IV ZR 93/22 – juris, Rn. 

16; vom 27. September 2023 – IV ZR 139/22 – juris, Rn. 13; vom 25. Oktober 2023 – IV ZR 
283/22 – juris, Rn. 15 und vom 29. November 2023 – IV ZR 89/22 – juris, Rn. 14. 

44  – IV ZR 40/21 – Ziff. 6. c) bb) unserer Übersicht für das 1. Halbjahr 2023.  
45  Urteil vom 06. September 2023 – IV ZR 150/21 – juris, Rn. 15. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=a9afb550f18a6d02903e1e707090c68a&nr=134840&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=d00ded1133d11152db36ff35fda416b7&nr=134839&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=baf294e84021df2a03cc2c8f1d13e83b&nr=135114&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=f1ed46474ffa526b71732bc3b8ca5712&nr=135436&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=f1ed46474ffa526b71732bc3b8ca5712&nr=135436&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=16e8d72da2829d41b59f85bbbc7376f3&nr=135978&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=c8716319c7153b85dcd817a9afb04f8a&nr=133131&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://bgh-anwalt.de/fileadmin/pdf/Versicherungsrechtliche_Rechtsprechung_des_BGH_im_1._Halbjahr_2023.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=5c81baaca2cfb1fa3f7cc10389a9e787&nr=134840&anz=12&pos=8&Blank=1.pdf
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heitlichen Anlagekonzepts die Abtretung der Ansprüche aus einem Lebens-

versicherungsvertrag zur Sicherung eines Darlehens dient, mit dem die Ein-

malprämie für die Versicherung finanziert wird.46 

 

ee) 

Nach der Rechtsprechung des BGH ist eine Verbraucherinformation unvoll-

ständig, wenn sie keine Angaben über die Frist, während der ein Antrag-

steller an den Antrag gebunden sein sollte, enthält.47 Ergänzend hierzu hat 

der BGH nunmehr klargestellt, dass das Informationsbedürfnis des Versi-

cherungsnehmers nicht deshalb entfällt, weil der Versicherer den Antrag 

innerhalb der vertraglichen oder gesetzlichen (§ 147 Abs. 2 BGB) Antrags-

bindungsfrist annimmt.48 Bei der fehlenden Information über die Antragsbin-

dungsfrist handelt es sich auch nicht um einen nur geringfügigen Mangel.49 

 

c) 

Die Satzungsänderungen der Versorgungsanstalt des Bundes und der 

Länder (VBL) beschäftigen den BGH mit steter Regelmäßigkeit. So auch 

in einem Urteil vom 20. September 202350, dessen nachstehende Darstel-

lung im Wesentlichen der amtlichen Pressemitteilung gleichen Datums51 

entspricht:  

 

Die VBL hat die Aufgabe, Angestellten und Arbeitern der an ihr beteiligten 

Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes im Wege privatrechtlicher Versiche-

rung eine zusätzliche Alters-, Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenver-

sorgung zu gewähren. Mit Neufassung ihrer Satzung (VBLS) vom 22. No-

vember 2002 stellte die VBL ihr Zusatzversorgungssystem rückwirkend 

 
46  Urteil vom 27. September 2023 – IV ZR 464/21 – NJW-RR 2023, 1521 = VersR 2023, 1510. 
47  Urteil vom 18. Juli 2018 – IV ZR 68/17 – juris, Rn. 17 = Ziff. 6. c) unserer Übersicht für das 2. 

Halbjahr 2018; an diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt. 
48  Urteil vom 29. November 2023 – IV ZR 117/22 – NJW-RR 2024, 310 = VersR 2024, 230 = 

juris, Rn. 19; Hinweisbeschluss vom 29. November 2023 – IV ZR 322/22 – juris, Rn. 14 (führte 
zur Revisionsrücknahme). 

49  a.a.O., juris, Rn. 24. 
50  – IV ZR 120/22 – BGHZ 238, 200 = VersR 2023, 1466 = r+s 2023, 1008. 
51  Pressemitteilung Nr. 161/2023. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=84ccec32c76f4f121fa6c8dca6cddc92&nr=135194&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=365bfc6ad1909f6162609281863294c3&nr=86209&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://bgh-anwalt.de/fileadmin/pdf/Versicherungsrechtliche_Rechtsprechung_des_BGH_im_2._Halbjahr_2018.pdf
https://bgh-anwalt.de/fileadmin/pdf/Versicherungsrechtliche_Rechtsprechung_des_BGH_im_2._Halbjahr_2018.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=f84bd31825b4127adf8fc0a593265f6f&nr=135995&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=db47b0c4a67ba6dea1c67b689fa47fd6&nr=136507&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=8521cc273dff2dd9e7cacb397ad3a522&nr=135081&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=7324687dd563f254d9bb18679dc5a458&nr=134829&linked=pm&Blank=1
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zum 31. Dezember 2001 (Umstellungsstichtag) von einem an der Beamten-

versorgung orientierten Gesamtversorgungssystem auf ein auf dem Punk-

temodell beruhendes, beitragsorientiertes Betriebsrentensystem um. 

 

Die neugefasste Satzung enthält – auf der Grundlage entsprechender tarif-

vertraglicher Vereinbarungen – Übergangsregelungen zum Erhalt von bis 

zur Systemumstellung erworbenen Rentenanwartschaften. Diese werden 

als so genannte Startgutschriften den Versorgungskonten der Versicherten 

gutgeschrieben. Dabei werden Versicherte, deren Versorgungsfall zum 

Umstellungsstichtag noch nicht eingetreten war, in rentennahe und renten-

ferne Versicherte unterschieden. Grundsätzlich ist rentenfern, wer am 01. 

Januar 2002 das 55. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte. Das betraf zum 

Umstellungsstichtag ca. 1,7 Mio. Versicherte. 

 

Die Startgutschrift rentenferner Versicherter nach § 79 Abs. 1 VBLS i.V.m. 

§ 18 Abs. 2 BetrAVG wird – vereinfacht dargestellt – in zwei Rechenschrit-

ten ermittelt: In einem ersten Rechenschritt wird die so genannte Voll-Leis-

tung berechnet, die die vom Versicherten bei der VBL maximal erzielbare, 

fiktive Vollrente beschreibt. Dazu wird von der dem Versicherten zum Um-

stellungsstichtag fiktiv zustehenden Gesamtversorgung, der so genannten 

Höchstversorgung, dessen voraussichtliche Grundversorgung, d.h. seine 

gesetzliche Rente, in Abzug gebracht. In einem zweiten Schritt wird renten-

fernen Versicherten als Startgutschrift zunächst für jedes Jahr ihrer Pflicht-

versicherung in der Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes anteilig ein 

Prozentsatz (sog. Anteilssatz) dieser Voll-Leistung gutgeschrieben. 

 

Der Anteilssatz betrug zunächst 2,25 %. Diese Übergangsregelung erklärte 

der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs mit Urteil vom 14. November 

200752 wegen eines Verstoßes gegen den allgemeinen Gleichheitssatz aus 

Art. 3 Abs. 1 GG für unverbindlich und beanstandete insbesondere eine 

 
52  – IV ZR 74/06 – VersR 2008, 1625. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=739c11eebeff27706c10f08e832d418e&nr=41984&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
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gleichheitswidrige Benachteiligung von Versicherten mit langen Ausbil-

dungszeiten.53 Daraufhin ergänzten die Tarifvertragsparteien und ihnen fol-

gend die VBL die Startgutschriftenregelung um eine Vergleichsberechnung 

in § 79 Abs. 1a VBLS, die unter näher geregelten Voraussetzungen zu einer 

Erhöhung der bisherigen Startgutschriften rentenferner Versicherte führen 

konnte. Mit Urteil vom 09. März 201654 entschied der IV. Zivilsenat, dass 

die solcherart geänderte Übergangsregelung weiterhin zu einer gegen Art. 

3 Abs. 1 GG verstoßenden Ungleichbehandlung führe und deshalb eben-

falls unverbindlich sei. 55 

 

Mit Änderungstarifvertrag von Juni 2017 einigten sich die Tarifvertragspar-

teien darauf, im Rahmen der Ermittlung der Startgutschrift den bisherigen 

Anteilssatz von 2,25 % durch einen variablen Anteilssatz zu ersetzen. Die-

ser beträgt, in Abhängigkeit von den Pflichtversicherungszeiten, die der je-

weilige Versicherte bis zum Eintritt des 65. Lebensjahrs erreichen kann, 

zwischen 2,25 % und 2,5 %. Die VBL übernahm diese Neuregelung mit 

Wirkung zum März 2018 in § 79 Abs. 1 Satz 3 bis 8 ihrer Satzung. 

 

Die hiesige Klägerin war rentenferne Versicherte und bezog von der Be-

klagten seit August 2014 eine Versorgungsrente. Sie hielt auch die noch-

mals geänderte Übergangsregelung für unwirksam und erstrebte eine nach 

dem vor der Systemumstellung geltenden Satzungsrecht ermittelte Rente, 

hilfsweise eine abweichende Berechnung ihrer Startgutschrift unter Berück-

sichtigung verschiedener ihr günstiger Berechnungsgrundlagen und äu-

ßerst hilfsweise die Feststellung der Unverbindlichkeit der ermittelten Start-

gutschrift. Ihre Klage war in beiden Vorinstanzen erfolglos geblieben. Das 

Berufungsgericht hatte die nunmehrige Übergangsregelung für wirksam ge-

halten und insbesondere einen Verstoß der Startgutschriftenregelung ge-

gen Art. 3 Abs. 1 GG sowie eine Diskriminierung rentenferner Versicherter 

wegen ihres Lebensalters und ihres Geschlechts verneint. 

 
53  Dazu Pressemitteilung Nr. 173/2007. 
54  – IV ZR 9/15 – VersR 2016, 583. 
55  Dazu Pressemitteilung Nr. 53/2016. 

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=5a2fedc6bd681e25321d61ec77db95ad&nr=41715&linked=pm&Blank=1
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=3c6462685a0c40dbec6439b378adf170&nr=74158&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=009fecb9ae48d3fdb7f0757f462d12b4&nr=73953&linked=pm&Blank=1
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Die dagegen gerichtete Revision der Klägerin hat der BGH zurückgewie-

sen. Das Berufungsgericht hatte ohne Rechtsfehler angenommen, 

dass die für rentenferne Versicherte getroffene Übergangsregelung 

wirksam ist.  

 

Es begegnet keinen rechtlichen Bedenken, dass bei der Ermittlung der 

Startgutschrift für die Berechnung der Voll-Leistung die von der Höchstver-

sorgung in Abzug zu bringende voraussichtliche gesetzliche Rente des Ver-

sicherten nicht individualisiert, sondern nach dem bei der Berechnung von 

Pensionsrückstellungen allgemein zulässigen Verfahren (dem so genann-

ten Näherungsverfahren) zu ermitteln ist. 

 

Die Anwendung des Näherungsverfahrens verstößt namentlich nicht gegen 

den allgemeinen Gleichheitssatz. Zwar kann sich die Anwendung des Nä-

herungsverfahrens im Vergleich zu einer individualisierten Berechnung der 

fiktiven gesetzlichen Rente ungünstig auswirken. Die mit dieser Ungleich-

behandlung im Einzelfall verbundenen Härten und Ungerechtigkeiten sind 

aber hinzunehmen. Insbesondere bei der Ordnung von Massenerscheinun-

gen und der Regelung hochkomplizierter Materien, wie der Zusatzversor-

gung im öffentlichen Dienst, können typisierende und generalisierende Re-

gelungen zulässig sein. Ohne Rechtsfehler ist das Berufungsgericht davon 

ausgegangen, dass die ausschließliche Anwendung des Näherungsverfah-

rens die verfassungsmäßigen Grenzen einer zulässigen Typisierung und 

Standardisierung einhält. 

 

Die Anwendung des Näherungsverfahrens bewirkt ferner keine unzu-

lässige Benachteiligung wegen des Geschlechts. Insbesondere liegt 

keine unzulässige Benachteiligung weiblicher rentenferner Versicherter vor. 

Die Feststellungen des Berufungsgerichts zeigen, dass sich die Anwen-

dung des Näherungsverfahrens nicht auf einen signifikant höheren Anteil 

der weiblichen Versicherten ungünstig auswirkt. Infolge von Lücken in der 



 

 

 

 

 

 18 

Erwerbsbiografie, etwa aufgrund von Kinderbetreuungszeiten, benachtei-

ligte weibliche (und männliche) Versicherte werden zudem dadurch be-

günstigt, dass bei der Berechnung der Gesamtversorgung zu ihren Gunsten 

ebenfalls eine lückenlose Erwerbsbiografie unterstellt wird. 

 

Aus Rechtsgründen ist ebenfalls nicht zu beanstanden, dass der Start-

gutschriftenermittlung nunmehr ein gleitender Anteilssatz von 2,25 % 

bis 2,5 % für jedes Jahr der Pflichtversicherung zugrunde liegt. Durch 

die Einführung des gleitenden Anteilssatzes können bei einem angenom-

menen Renteneintritt mit 65 Lebensjahren nunmehr - anders als noch nach 

der Vorgängerregelung - auch Versicherte mit einem Diensteintrittsalter 

zwischen 20 Jahren und sieben Monaten und 25 Jahren theoretisch eine 

Startgutschrift von 100 % der Voll-Leistung und damit die höchstmögliche 

Versorgung erreichen. Damit entfällt insbesondere die bisherige Benachtei-

ligung von Versicherten mit längeren Ausbildungszeiten, die nach einem 

Studium oder einer Ausbildung außerhalb des öffentlichen Dienstes übli-

cherweise bis zum 25. Lebensjahr in den öffentlichen Dienst eintreten. 

 

Es verstößt weder gegen den allgemeinen Gleichheitssatz noch be-

wirkt es eine unzulässige Benachteiligung wegen des Alters, dass Ver-

sicherten mit einem Eintrittsalter von mehr als 25 Jahren infolge der 

Deckelung des Anteilssatzes auf 2,5 % weiterhin die höchstmögliche 

Versorgung auch theoretisch nicht erreichen können. In Anbetracht ei-

nes typischen Erwerbslebens von mindestens 40 Jahren ist es nicht zu be-

anstanden, dass Versicherte die höchstmögliche Versorgung lediglich unter 

der Voraussetzung einer erreichbaren Pflichtversicherungszeit von mindes-

tens 40 Jahren erzielen können. Dies gilt auch, soweit diese Versicherten 

keine Erhöhung der Startgutschrift nach § 79 Abs. 1a VBLS erhalten. Wie 

das Berufungsgericht zutreffend ausgeführt hat, wird die Regelung in § 79 

Abs. 1a VBLS lediglich im Hinblick auf das schützenswerte Vertrauen der-

jenigen Versicherten aufrechterhalten, denen nach der bisherigen Ver-

gleichsberechnung noch ein Zuschlag zusteht. 
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Der gleitende Anteilssatz bewirkt ferner keine neue unzulässige Un-

gleichbehandlung wegen des Alters der vor Vollendung des 25. Le-

bensjahres in den öffentlichen Dienst eingetretenen Versicherten. 

Zwar fällt für diese Versicherten der gleitende Anteilssatz - begrenzt auf 

mindestens 2,25 % - desto kleiner aus, je jünger sie in den öffentlichen 

Dienst eingetreten sind. Das bewirkt jedoch unter Berücksichtigung des 

weiten Gestaltungsspielraums der Tarifvertragsparteien keine unzulässige 

Diskriminierung wegen des Alters, sondern wahrt das der betrieblichen Al-

tersversorgung im öffentlichen Dienst zugrundeliegende Prinzip, die Be-

triebstreue des Versicherten im öffentlichen Dienst zu honorieren. 

 

Die Übergangsregelung für rentenferne Versicherte ist schließlich auch un-

ter dem Gesichtspunkt der Verteilungsgerechtigkeit nicht zu beanstanden. 

Eine einseitige Belastung bestimmter Versichertengruppen wie bei der 

früheren Übergangsregelung liegt nicht mehr vor. 

 

d) 

Mit dem Widerrufsrecht nach § 8 VVG und Ansprüchen aus der Rückab-

wicklung der betroffenen Rentenversicherungsverträge befassen sich zwei 

weitere Entscheidungen des Versicherungssenats. 

 

Die Widerrufsfrist beginnt gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 VVG erst zu laufen, 

wenn dem Versicherungsnehmer die in Nr. 1 und 2 näher bezeichneten Un-

terlagen in Textform zugegangen sind. Nach § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 VVG 

setzt der Beginn der Widerrufsfrist den Zugang einer deutlich gestalteten 

Belehrung über das Widerrufsrecht und über die Rechtsfolgen des Wider-

rufs, die dem Versicherungsnehmer seine Rechte deutlich machen, voraus; 

es muss klargestellt werden, in welcher Konstellation welche gegenseitigen 

Ansprüche bestehen.56 Damit dem Versicherungsnehmer klar ist, in welcher 

Konstellation welche gegenseitigen Ansprüche bestehen und somit welche 

 
56  Urteile vom 11. Oktober 2023 – IV ZR 40/22 – NJW-RR 2024, 164 = VersR 2023, 1512 = r+s 

2024, 267 = zfs 2024, 90 = juris, Rn. 11 und – IV ZR 41/22 – NJW 2024, 65 = VersR 2023, 
1504 = juris, Rn. 15; an diesen Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=ec6a4edadd16877dc1741df8febef89b&nr=135206&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=5ca19490049543fba8696cabe0f397ef&nr=135207&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
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wirtschaftlichen Folgen der Widerruf für ihn hat, muss er zumindest über 

seine wesentlichen Rechte informiert werden.57 Zur ordnungsgemäßen Be-

lehrung im Sinne von § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 VVG für den Fall, dass der 

Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt, gehört 

neben dem Hinweis auf die Rückgewähr empfangener Leistungen auch der 

Hinweis auf die herauszugebenden gezogenen Nutzungen.58 

 

Nach der Rechtsprechung des BGH kann zwar auch bei einer fehlenden 

oder fehlerhaften Widerrufsbelehrung die Geltendmachung des Widerrufs-

rechts ausnahmsweise Treu und Glauben widersprechen und damit unzu-

lässig sein, wenn besonders gravierende Umstände des Einzelfalles vorlie-

gen, die vom Tatrichter festzustellen sind. Solche Umstände hatte das OLG 

Stuttgart für die beiden Streitfälle jedoch rechtsfehlerfrei verneint.59 

 

Die in den entschiedenen Fällen fehlende Belehrung über den möglichen 

Nutzungsherausgabeanspruch war auch nicht belanglos, sondern betraf mit 

den finanziellen Folgen eines Widerrufs einen für die Ausübung des Wider-

rufsrechts wesentlichen Punkt; die Ausübung des Widerrufs war daher auch 

unter diesem Aspekt nicht rechtsmissbräuchlich.60 

 

Im Rahmen der Rückabwicklung nach § 152 Abs. 2 i.V.m. § 169 VVG ist 

der Rückkaufswert nach dem ungezillmerten Deckungskapital ohne Ver-

rechnung der Abschluss- und Vertriebskosten zu bestimmen.61 

 

In der Sache – IV ZR 41/22 – war zudem über eine Anschlussrevision des 

Klägers zur Anspruchshöhe zu befinden. In diesem Zusammenhang hat der 

BGH entschieden, dass die Zustimmung des Versicherungsnehmers zu ei-

nem Beginn des Versicherungsschutzes vor Ende der Widerrufsfrist gemäß 

 
57  – IV ZR 40/22 – juris, Rn. 14 und – IV ZR 41/22 – juris, Rn. 18. 
58  – IV ZR 40/22 – juris, Rn. 14; – IV ZR 41/22 – juris, Rn. 18. 
59  – IV ZR 40/22 – juris, Rn. 20 f. und – IV ZR 41/22 – juris, Rn. 24 f. 
60  – IV ZR 40/22 – juris, Rn. 22 ff. und – IV ZR 41/22 – juris, Rn. 26 ff. 
61  – IV ZR 40/22 – juris, Rn. 26 und – IV ZR 41/22 – juris, Rn. 54. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=a79d549d5e692148462ec325050608cc&nr=135206&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=f288d6828174f2c1c7fb26bcda305ffc&nr=135207&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=a79d549d5e692148462ec325050608cc&nr=135206&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
file:///C:/Users/Mennemeyer/AppData/Local/Microsoft/Windows/INetCache/Content.Outlook/6QYMIN4F/IV%20ZR%2041/22
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=a79d549d5e692148462ec325050608cc&nr=135206&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=f288d6828174f2c1c7fb26bcda305ffc&nr=135207&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=a79d549d5e692148462ec325050608cc&nr=135206&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=f288d6828174f2c1c7fb26bcda305ffc&nr=135207&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=a79d549d5e692148462ec325050608cc&nr=135206&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=f288d6828174f2c1c7fb26bcda305ffc&nr=135207&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
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§ 9 Abs. 1 VVG in einen vom Versicherer vorformulierten Antrag aufgenom-

men werden kann.62 § 9 Abs. 1 Satz 1 VVG enthält keine besonderen An-

forderungen an die Qualität der Zustimmungserklärung, anders als etwa § 8 

Abs. 3 Satz 2 VVG, der für die dort geregelte Erklärung des Versicherungs-

nehmers dessen „ausdrücklichen Wunsch“ voraussetzt; die Erklärung im 

Antragsformular ist daher nur am Maßstab der §§ 305 ff. BGB zu messen.63 

Die im entschiedenen Fall abgegebene Erklärung war danach weder in-

transparent i.S.v. § 307 Abs. 1 Satz 2 BGB64 noch überraschend i.S.v. 

§ 305c Abs. 1 BGB65 oder unklar i.S.v. § 305c Abs. 2 BGB66. 

 

Da die Beklagte den Kläger nicht ordnungsgemäß über die Rechtsfolgen 

eines Widerrufs belehrt hatte, konnte sich ein Zahlungsanspruch für diesen 

nicht aus § 9 Abs. 1 Satz 1, § 152 Abs. 2 Satz 1 VVG, sondern nur aus § 9 

Abs. 1 Satz 2, § 152 Abs. 2 Satz 2 VVG ergeben.67 § 9 Abs. 1 Satz 2 Halb-

satz 1 VVG sieht vor, dass der Versicherer dem Versicherungsnehmer über 

seine Verpflichtung nach § 9 Abs. 1 Satz 1 VVG hinaus die für das erste 

Jahr des Versicherungsschutzes gezahlten Prämien zu erstatten hat. Für 

Lebens- und Rentenversicherungsverträge tritt nach § 152 Abs. 2 Satz 2 

VVG an diese Stelle der Anspruch auf den Rückkaufswert einschließlich der 

Überschussanteile, sofern dies nicht für den Versicherungsnehmer ungüns-

tiger ist. Diese Rechtsfolgen des Widerrufs sind nicht durch Unionsrecht 

ausgeschlossen. Denn selbst wenn § 9 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 VVG ge-

gen Art. 7 Abs. 4 der Richtlinie 2002/65/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 23. September 2002 über den Fernabsatz von Finanz-

dienstleistungen an Verbraucher und zur Änderung der Richtlinie 

90/619/EWG des Rates und der Richtlinien 97/7/EG und 98/27/EG (Fern-

absatzrichtlinie II) verstieße, kommt eine richtlinienkonforme Auslegung 

oder Rechtsfortbildung nicht in Betracht.68 

 
62  – IV ZR 41/22 – juris, Leitsatz 1 und Rn. 33. 
63  a.a.O., juris, Rn. 33. 
64  a.a.O., juris, Rn. 34 ff. 
65  a.a.O., juris, Rn. 38 ff. 
66  a.a.O., juris, Rn. 42. 
67  a.a.O., juris, Rn. 43. 
68  a.a.O., juris, Leitsatz 2 und Rn. 47 ff. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=f288d6828174f2c1c7fb26bcda305ffc&nr=135207&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
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e) 

Die von uns in einer BUZ-Sache für den Versicherungsnehmer begründete 

Nichtzulassungsbeschwerde führte zur Aufhebung der Berufungsentschei-

dung und Zurückverweisung der Sache an das Berufungsgericht gemäß 

§ 544 Abs. 9 ZPO.69 

 

Der Kläger ist gelernter Anlagenmechaniker. Er arbeitete seit 2008 als 

Schweißer, jedoch wurde diese Anstellung zu Ende April 2015 betriebsbe-

dingt gekündigt. Seit dem 24. Juli 2017 ist der Kläger als Facharbeiter in der 

Anlagenbedienung tätig. Im Februar 2016 hatte der Kläger Versicherungs-

leistungen wegen Erkrankungen seiner Augen geltend gemacht und be-

hauptet, zumindest seit dem 01. Januar 2015 bedingungsgemäß berufsun-

fähig zu sein. Beklagte hatte ihre Einstandspflicht mangels Nachweises ei-

ner bedingungsgemäßen Berufsunfähigkeit abgelehnt und den Kläger hilfs-

weise auf seine seit dem 24. Juli 2017 ausgeübte Tätigkeit verwiesen.  

 

Das Landgericht hatte die daraufhin erhobene Klage abgewiesen. Seine 

dagegen gerichtete Berufung hat das Berufungsgericht nach § 522 Abs. 2 

ZPO zurückgewiesen, weil es schlüssigen Vortrag des Klägers zum Eintritt 

des Versicherungsfalls vermisst hat. 

 

Diese Annahme des Berufungsgerichts übergeht gehörsverletzend klägeri-

sches Vorbringen. Bedingungsgemäße Berufsunfähigkeit liegt nicht nur 

dann vor, wenn der Versicherungsnehmer infolge Krankheit, Körperverlet-

zung oder Kräfteverfalls nicht mehr zur Fortsetzung seiner zuletzt ausgeüb-

ten Berufstätigkeit imstande ist. Sie ist auch anzunehmen, wenn Gesund-

heitsbeeinträchtigungen eine Fortsetzung der Berufstätigkeit unzu-

mutbar erscheinen lassen. Letzteres kann der Fall sein, wenn sich die 

fortgesetzte Berufstätigkeit des Versicherungsnehmers angesichts einer 

 
69  Beschluss vom 13. Dezember 2023 – IV ZR 125/23 - NJW-RR 2024, 309 = r+s 2024, 465; an 

diesem Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=176d9f046b2ca56307cd55ae212e7ce9&nr=135926&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
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drohenden Verschlechterung seines Gesundheitszustandes als Raubbau 

an der Gesundheit und deshalb überobligationsmäßig erweist.70  

 

Davon ist im Ansatz zwar auch das Berufungsgericht ausgegangen, jedoch 

hat es den diesbezüglichen Vortrag des Klägers übergangen. Dieser hatte 

schon in der Klagebegründung vorgetragen und unter Beweis gestellt, Ur-

sache der bei ihm diagnostizierten Augenbeschwerden und Auslöser einer 

reproduzierbaren akuten Verschlechterung des Krankheitsbildes seien die 

bei einem Schweißvorgang anfallenden Lichtemissionen, insbesondere die 

entstehende ultraviolette Strahlung; den entsprechenden Zusammenhang 

zwischen seiner Berufstätigkeit als Schweißer und dem „Aufbrechen“ seiner 

Augenkrankheiten habe er über Jahre beobachten können.71 Auf dieses 

Vorbringen hatte sich der Kläger in seiner Berufungsbegründung bezogen. 

Die behaupteten Beschwerden hatte der Kläger erstinstanzlich dahinge-

hend konkretisiert, dass es zu einem Brennen und Tränen der Augen, Seh-

beeinträchtigungen, Juckreiz und Überempfindlichkeit bei hellem Licht, 

schmerzenden Augen, geschwollenen Augenlidern und häufigem Austreten 

von Augensekret komme. Diese Beschwerden seien bei Ausübung der 

Schweißertätigkeit täglich aufgetreten, lediglich an Wochenenden sei auf-

grund der Arbeitspause regelmäßig eine Linderung eingetreten. Sämtliche 

Beschwerden träten erneut auf, sobald der Kläger Schweißarbeiten durch-

führe. Mit diesem Vorbringen, das sich auch in den vorgelegten ärztlichen 

Unterlagen wiederfand, hat sich das Berufungsgericht nicht auseinanderge-

setzt. 

 

Die Gehörsverletzung war entscheidungserheblich, weil nicht auszuschlie-

ßen war, dass das Berufungsgericht unter Berücksichtigung des klägeri-

schen Vorbringens zum Vorliegen bedingungsgemäßer Berufsunfähigkeit 

gelangt wäre. Dem steht die Hilfsbegründung des Berufungsgerichts nicht 

entgegen, eine vom Kläger begehrte aktuelle körperliche Untersuchung, 

insbesondere durch eine beaufsichtigte Arbeitserprobung, sei unergiebig, 

 
70  a.a.O., juris, Rn. 12. 
71  a.a.O., juris, Rn. 13. 
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weil im Hinblick auf den nach § 286 ZPO erforderlichen Beweismaßstab 

allein auf einer solchen Grundlage eine Sechsmonats-Prognose rückwir-

kend nicht gestellt werden dürfe. Denn damit verletzt das Berufungsgericht 

ebenfalls das rechtliche Gehör des Klägers, weil es den noch nicht erhobe-

nen Beweis vorab würdigt und damit eine unzulässige Beweisantizipation 

vornimmt.72 

 

Schließlich hat der BGH dem Berufungsgericht für das weitere Verfahren 

noch als „Segelanleitung“ mit auf den Weg gegeben, dass es seine Prüfung 

nicht darauf beschränken darf, ob zu dem vom Kläger behaupteten Beginn 

der Berufsunfähigkeit deren bedingungsgemäße Voraussetzungen vorla-

gen. Der Vortrag des Klägers, seit dem 01. Januar 2015 bedingungs-

gemäß außerstande zu sein, seinen zuletzt ausgeübten Beruf als 

Schweißer auszuüben, umfasste die Behauptung, seit Januar 2015 

dauerhaft berufsunfähig zu sein. In diesem Fall kann die Ablehnung ei-

nes Leistungsanspruchs nicht allein darauf gestützt werden, die Vorausset-

zungen der Berufsunfähigkeit hätten zum 01. Januar 2015 nicht vorgelegen. 

Das Berufungsgericht wird demgemäß prüfen müssen, ob bedin-

gungsgemäße Berufsunfähigkeit zu irgendeinem Zeitpunkt nach dem 

01. Januar 2015 vorgelegen hat und zu diesem Zeitpunkt die weiteren 

Voraussetzungen für eine Leistungspflicht der Beklagten bestanden 

haben.73 

 

 

7. 
Haftpflichtversicherungsrecht 

 
 

Zum Recht der Haftpflichtversicherung sind im Berichtszeitraum drei inhalt-

lich begründete Entscheidungen ergangen. 

 

 
72  a.a.O., juris, Rn. 14. 
73  a.a.O., juris, Rn. 5. 
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a) 

Das Urteil des BGH vom 05. Juli 202374 behandelt den Innenausgleich 

zwischen zwei rumänischen Kfz-Haftpflichtversicherern nach einem 

Unfall eines in Rumänien zugelassenen Gespanns in Deutschland. Die 

Klägerin (Versicherer der Zugmaschine) regulierte den Schaden und ver-

langte von der Beklagten (Versicherer des Aufliegers) die Erstattung der 

Hälfte der Zahlung gemäß § 78 Abs. 2 VVG in der bis zum 16. Juli 2020 

geltenden Fassung (im Folgenden: VVG a.F.). Das zentrale rechtliche Prob-

lem in diesem Fall war die Bestimmung des anwendbaren Rechts auf den 

Rückgriffsanspruch der Klägerin.  

 

Der IV. Zivilsenat entschied, dass das Berufungsgericht mit der gegebenen 

Begründung nicht hätte annehmen dürfen, der Anspruch beurteile sich nach 

deutschem Recht.75 Maßgeblich ist nicht das Versicherungsverhältnis zwi-

schen dem Halter des Aufliegers und dessen Haftpflichtversicherer, son-

dern der Versicherungsvertrag zwischen dem Halter der Zugmaschine und 

dessen Versicherer.76 Entscheidend ist also unter Anwendung von Art. 19 

Rom II-VO i.V.m. Art. 7 Abs. 4 Buchst. b Rom I-VO, Art. 46d EGBGB, ob 

ein Mitgliedstaat für auf dem Betrieb der Zugmaschine – nicht des Auflie-

gers – beruhende Risiken eine Versicherungspflicht vorsieht und insoweit 

die Anwendung seines Rechts anordnet.77 

 

Der BGH hat ferner geprüft, ob deutsches Recht auch aus anderen Grün-

den anwendbar sein könnte. Erstens kann das auf den Rückgriffsanspruch 

anzuwendende Recht auch allein nach Art. 7 Rom I-VO ohne Rückgriff auf 

Art. 19 Rom II-VO bestimmt werden.78 Insoweit ist im Rahmen des Art. 7 

Abs. 4 Buchst. b Rom I-VO zu prüfen, inwieweit die beteiligten Mitgliedstaa-

ten den Halter des Anhängers zum Abschluss einer Haftpflichtversicherung 

 
74  – IV ZR 375/21 – NJW-RR 2023, 1146 = VersR 2023, 1104 = r+s 2023, 758; an diesem 

Verfahren war unsere Kanzlei beteiligt. 
75  a.a.O., juris, Rn. 14. 
76  a.a.O. 
77  a.a.O. 
78  a.a.O., juris, Rn. 16. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=74303d5e7f55f532dc1507865bf2f55d&nr=134172&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
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verpflichten und insoweit die Geltung ihres Sachrechts anordnen.79 Zwei-

tens kann der Rückgriffsanspruch deutschem Recht unterliegen, wenn ge-

mäß Art. 7 Abs. 4 Buchst. b Rom I-VO i.V.m. Art. 46d EGBGB auf den – 

gemäß Art. 19 Rom II-VO maßgebenden – Versicherungsvertrag betreffend 

die Zugmaschine deutsches Recht Anwendung findet.80 In beiden Fällen 

hat der Bundesgerichtshof aber die entsprechenden Einzelfallfeststellun-

gen nicht für tragfähig erachtet und die Sache daher zur neuen Verhandlung 

und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückverwiesen.81 

 

b) 

In der Entscheidung des vom 19. Juli 2023 ging es um die Frage, ob ein 

Haftungsausschluss in der Kfz-Haftpflichtversicherung für die Be-

schädigung von „mit dem versicherten Fahrzeug beförderten Sachen“ 

auch im Falle einer Beschädigung auf einer Erntemaschine (hier: Trauben-

vollernter) mitgeführten Ernteguts greift.82 Der Kläger, der den Vollernter 

betrieb, verlangte Deckungsschutz von seiner Kfz-Haftpflichtversicherung 

für den Schaden, der durch ausgetretenes Hydrauliköl an geernteten Trau-

ben entstanden war. Der Haftpflichtversicherer lehnte die Deckung ab und 

berief sich auf den Ausschluss in Teil B Nr. 11 Abs. 4 Halbs. 1 AKB 1995, 

wonach Haftpflichtansprüche wegen Beschädigung, Zerstörung oder Ab-

handenkommens mit dem Fahrzeug beförderter Sachen ausgeschlossen 

sind. 

 

Die in der Hauptsache auf Feststellung der Einstandspflicht der Beklagten 

gerichtete Klage war vor dem Landgericht erfolglos geblieben. Auf die Be-

rufung des Klägers hatte das OLG Koblenz die Beklagte antragsgemäß ver-

urteilt. Das OLG Koblenz hatte den Transport der Trauben innerhalb des 

Vollernters als untrennbaren Teil des Ernteprozesses angesehen, der nicht 

unter den Haftungsausschluss falle.83 Die Revision der Beklagten führte zur 

 
79  a.a.O.  mit Verweis auf BGH, Urteil vom 03. März 2021 – IV ZR 312/19 – juris, Rn. 30 ff. 
80  a.a.O., juris, Rn. 25. 
81  a.a.O., juris, Rn. 18 bis 24 und 26 f. 
82  – IV ZR 384/22 – NJW-RR 2023, 1266 = VersR 2023, 1226 = r+s 2023, 946. 
83  vgl. a.a.O., juris, Rn. 7. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=499a1b36f23c678339c3a72b08cea462&nr=134575&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf
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Aufhebung des Berufungsurteils und zur Zurückverweisung der Sache an 

das Berufungsgericht. 

 

Der Versicherungssenat sieht im Gegensatz zur Vorinstanz auf der 

Grundlage der Auslegung der Bedingungen die nicht behebbare Verun-

reinigung mitgeführter Trauben durch im Maschinenbereich eines Vol-

lernters ausgetretenes Hydrauliköl als eine bedingungsgemäße Zer-

störung von mit dem versicherten Fahrzeug transportierten Sachen 

an.84 Wie der Versicherungssenat bereits vor geraumer Zeit entschieden 

hat, versteht der durchschnittliche Versicherungsnehmer unter dem Beför-

derern einer Sache i.S.d. Klausel, dass diese mit Hilfe eines hierfür einge-

setzten Transportmittels von einem Ort zum anderen gebracht wird; der 

Vorgang der Beförderung besteht in einer Handlung, die objektiv zu einer 

Ortsveränderung der Sache führt und subjektiv mindestens in dem Be-

wusstsein vorgenommen wird, dass die Bewegung des Transportmittels zu 

einer Ortsveränderung der Sache führt.85 Notwendig ist ein zielgerichtetes 

Handeln, das gerade darauf abzielt, eine Ortsveränderung zu bewirken.86 

Davon war zwar auch das Berufungsgericht ausgegangen, es hatte aber 

unzutreffend allein auf den Transport der geernteten Trauben zum Auf-

fangbehälter innerhalb des Vollernters abgestellt.87 Richtigerweise ent-

fällt bei einer selbstfahrenden Erntemaschine die Einstandsverpflichtung 

des Haftpflichtversicherers für Schadensersatzansprüche wegen Beschädi-

gung des mitgeführten Ernteguts, wenn sich die Arbeitsweise der Maschine 

insgesamt als Beförderung des Ernteguts darstellt; nach dem Wortlaut der 

Bedingungen sind Schäden an mit dem Fahrzeug beförderten Sachen näm-

lich einschränkungslos vom Versicherungsschutz ausgeschlossen.88 Für 

den durchschnittlichen Versicherungsnehmer ist zudem erkennbar, dass 

 
84  a.a.O., juris, Rn. 9. 
85  a.a.O., juris, Rn. 11 unter Verweis auf Urteil vom 29. Juni 1994 – IV ZR 229/93 – VersR 1994, 

1058 = juris, Rn. 10. 
86  a.a.O., juris, Rn. 11. 
87  a.a.O., juris, Rn. 12. 
88  a.a.O., juris, Rn. 13. 
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die Haftpflichtversicherung nicht dazu dient, das normale Unternehmerri-

siko abzudecken, er also nicht von Ansprüchen Dritter wegen Schlechter-

füllung freigestellt werden soll.89  

 

Die durch das Mitführen der Trauben nach deren Trennung vom Rebstock 

bewirkte Ortsveränderung ist Zweck des Erntevorgangs durch den Vollern-

ter, dessen Arbeitsleistung nicht auf das Trennen der Trauben vom Reb-

stock beschränkt ist, sondern der auch dem Sammeln der geernteten Trau-

ben und deren Transport zu einem die Ernte aufnehmenden Behältnis au-

ßerhalb der Maschine dient.90 Darauf, dass die Trauben sich im Zeitpunkt 

der Verunreinigung noch nicht im maschineneigenen Auffangbehälter be-

funden hatten, kam es nicht an, weil sie auch während des Transports zum 

Auffangbehälter durch den Vollernter befördert worden sind, da die mit der 

zeitgleichen Fortbewegung des Vollernters verbundene Ortsveränderung 

hinreichender Betriebszweck gewesen ist.91  

 

Die Frage, ob der Kläger gegenüber dem geschädigten Weingut aus § 

7 Abs. 1 StVG haftet, war aufgrund des Trennungsprinzips im Haf-

tungs- und nicht im vorliegenden Deckungsprozess zu klären. Im vor-

weggenommenen Deckungsprozess ist auf die Behauptungen des Geschä-

digten abzustellen – tragen diese keine Haftung, bleibt der Versicherer im 

Rahmen der bedingungsgemäßen Abwehrdeckung einstandspflichtig.92 Die 

Verpflichtung der Beklagten zum Deckungsschutz entfällt auch nicht man-

gels Vorliegens eines Versicherungsfalls. Mit der Verunreinigung der Trau-

ben durch ausgetretenes Hydrauliköl hat sich eine von dem Gebrauch des 

Vollernters i.S.v. Teil B Nr. 10 Abs. 1 AKB ausgehende Gefahr verwirklicht. 

Ein Gebrauch im Sinne dieser Klausel schließt den Betrieb des Kraftfahr-

zeugs i.S.v. § 7 Abs. 1 StVG ein, geht aber darüber hinaus.93 

 

 
89  a.a.O., juris, Rn. 16. 
90  a.a.O., juris, Rn. 17 
91  a.a.O., juris, Rn. 17. 
92  a.a.O., juris, Rn. 19. 
93  a.a.O., juris, Rn. 22 m.w.N. 
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Das Berufungsgericht wird nun klären müssen, ob der Ausschluss gemäß 

Teil B Nr. 11 Abs. 4 AKB hinsichtlich eines Teils der geernteten Trauben 

womöglich nicht greift, weil nur eine oder einige Chargen der geernteten 

Trauben unmittelbar im Rahmen des Erntevorgangs verunreinigt worden 

sind und erst das Zusammenschütten des Ernteguts in einem Sammelbe-

hälter außerhalb des Vollernters zu einer Verunreinigung der übrigen Trau-

ben geführt hat. In diesem Fall handelte es sich bei den erst in diesem Sam-

melbehälter verunreinigten Trauben nicht um mit dem Vollernter beförderte 

Sachen i.S.d. Deckungsausschlusses. Anderweitige Schäden fallen auch 

dann nicht unter den Ausschluss, wenn ihre Ursache in der Beschädigung 

der beförderten Sache selbst liegt.94 

 

c)  

Mit Fragen der Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung im Zusam-

menhang der Insolvenz einer versicherten Steuerberatungsgesellschaft be-

fasst sich das Urteil des BGH vom 15. November 2023.95 Die Kläger nah-

men den beklagten Versicherer aus einer Vermögensschaden-Haftpflicht-

versicherung, nachdem über das Vermögen der versicherten Steuerbera-

tungsgesellschaft das Insolvenzverfahren eröffnet worden war. Die in die-

sem Vertrag mitversicherte T GmbH war als Treuhandkommanditistin und 

Mittelverwendungskontrolleurin einer Fondsgesellschaft tätig, an welcher 

sich die beiden Kläger beteiligt hatten. Ihnen war durch das OLG München 

ein Anspruch auf Ersatz des durch diese Beteiligung entstandenen Scha-

dens gegen die T GmbH wegen unzureichender Aufklärung über die Risi-

ken des Finanzierungskonzepts zugesprochen worden. Im vorliegenden 

Verfahren haben die Kläger von der Beklagten in der Hauptsache im We-

sentlichen gefordert, die durch das OLG München tenorierten Schadenser-

satzansprüche ihnen gegenüber auf der Grundlage von § 157 VVG in der 

bis 31. Dezember 2007 geltenden Fassung (im Folgenden: § 157 VVG a.F.; 

jetzt: § 110 VVG) auszugleichen. Die Beklagte hatte eingewandt, dass es 

sich nicht um eine versicherte Tätigkeit gehandelt habe und die Versicherte 

 
94  a.a.O., juris, Rn. 23 m.w.N. 
95  – IV ZR 277/22 – NJW-RR 2024, 237 = VersR 2024, 245 = r+s 2024, 111. 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=5cdf72e9e06cbc951e879746d3574458&nr=135979&anz=1&pos=0&Blank=1.pdf


 

 

 

 

 

 30 

jedenfalls unternehmerisch tätig geworden sei, so dass so dass der in den 

Bedingungen insoweit enthaltene Risikoausschluss greife. Teil 3 der AVB-

WSR, der die Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen für 

Steuerberater (BBR-S) enthält, lautet auszugsweise: 

 

„A. Besondere Bedingungen 
 
… 
 
5. Ausschlüsse 
 
… 
 
5.3 Haftpflichtansprüche aus unternehmerischem Risiko 
 
Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf Haftpflicht-
ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstanden sind, 
dass 
 
a) der Versicherungsnehmer im Bereich eines unternehme-
rischen Risikos, das sich im Rahmen der Ausübung einer 
versicherten Tätigkeit ergibt, einen Verstoß begeht, z. B. als 
Insolvenzverwalter bei der Fortführung eines Unterneh-
mens, als Testamentsvollstrecker, so weit ein gewerbliches 
Unternehmen zum Nachlass gehört, 
 
b) … 
 
… 
 
B. Risikobeschreibung für die Vermögensschaden-Haft-
pflichtversicherung von Steuerberatern 
 
… 
 
II. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die Tä-
tigkeiten, die nach § 57 Abs. 3 Nr. 2, 3 und 6 StBerG mit 
dem Beruf vereinbar sind, und zwar 
 
… 
 
6. Tätigkeit als nicht geschäftsführender Treuhänder; 
 
…" 
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Das Landgericht hatte die Klage abgewiesen; die hiergegen gerichtete Be-

rufung der Kläger blieb ohne Erfolg. Die von Berufungsgericht zugelassene 

Revision führte jedoch zur Aufhebung des Berufungsurteils und zur Zurück-

verweisung an das Berufungsgericht. 

 

Das Berufungsgericht hätte nicht annehmen dürfen, der Versicherungs-

schutz sei nach A. 5.3 a) BBR-S ausgeschlossen, weil die Versicherte den 

Verstoß im Bereich eines unternehmerischen Risikos begangen habe, das 

sich im Rahmen einer versicherten Tätigkeit ergeben habe.96 Ein Verstoß 

ist im Bereich eines unternehmerischen Risikos im Sinne von A. 5.3 a)  

BBR-S begangen, wenn der Steuerberater entweder in einem fremden 

Unternehmen unternehmerisch tätig geworden ist oder eine unterneh-

merische Investitionsentscheidung des Steuerberaters sein dem Ver-

stoß zugrundeliegendes Verhalten beeinflusst hat.97  

 

Nach dem Wortlaut und erkennbaren Sinnzusammenhang versteht ein 

durchschnittlicher Steuerberater – auf dessen Sicht als Versicherter es bei 

der Auslegung der Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen für 

Steuerberater ankommt – die Regelung in A. 5.3 a) BBR-S zunächst so, 

dass sie den Versicherungsschutz dort ausschließt, wo der Steuerberater 

als Freiberufler ausnahmsweise in einem fremden Unternehmen unterneh-

merisch tätig wird; der für ihn erkennbare Zweck der Klausel besteht darin, 

den Versicherungsschutz auf die Haftung aus der eigentlichen beruflichen 

Tätigkeit zu beschränken und Haftpflichtansprüche aus berufsfremder Tä-

tigkeit vom Versicherungsschutz auszunehmen.98  

 

Darüber hinaus erkennt ein durchschnittlicher Steuerberater, dass der Aus-

schluss nicht auf die unternehmerische Tätigkeit in einem fremden Unter-

nehmen beschränkt ist, sondern Haftpflichtansprüche wegen Schäden 

 
96  a.a.O., juris, Rn. 14. 
97  a.a.O., juris, Leitsatz 1 und Rn. 15. 
98  a.a.O., juris, Rn. 17. 
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schon dann erfasst, wenn der zugrundeliegende Verstoß in den Bereich ei-

nes unternehmerischen Risikos fällt99, also eine auf Gewinnerzielung ge-

richtete Investitionsentscheidung betrifft.100 Im Bereich eines unternehmeri-

schen Risikos begangen ist ein Verstoß nach dem Verständnis eines durch-

schnittlichen Steuerberaters, wenn die Investitionsentscheidung das dem 

Verstoß zugrundeliegende Verhalten beeinflusst hat.101 

 

Ein als Treuhandkommanditist tätiger Steuerberater, dem ein gesellschafts-

vertraglich begründetes Anrecht auf Erwerb eines eigennützigen Komman-

ditanteils zusteht, begeht mit einer fehlerhaften Beratung von Anlegern im 

Zusammenhang mit dem Fondsbeitritt auf dieser Grundlage erst dann einen 

Verstoß im Bereich eines unternehmerischen Risikos im Sinne von A. 5.3 

a) BBR-S, wenn im Zeitpunkt der fehlerhaften Beratung jedenfalls hinrei-

chend sichere Umstände für den späteren Erwerb des eigennützigen An-

teils feststehen.102 Die Treuhandkommanditistin muss im Zeitpunkt des Ver-

stoßes jedenfalls entschlossen gewesen sein, ihren Anspruch auf einen ei-

gennützigen Anteil tatsächlich geltend zu machen, was das Berufungsge-

richt im entschiedenen Fall nicht festgestellt hatte.103 

 

Daraus, dass nach der im Gesellschaftsvertrag der Fondsgesellschaft ge-

troffenen Vergütungsregelung die Höhe der Gesamtvergütung der Versi-

cherten von der Höhe der insgesamt eingezahlten Pflichteinlagen abhing 

und damit davon, wieviel Kapital bei Anlegern eingeworben werden konnte, 

folgte entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts kein Handeln im Be-

reich eines unternehmerischen Risikos beim Abschluss von Treuhandver-

trägen mit den Anlegern; denn eine entgeltliche Tätigkeit ist nicht gleich-

zusetzen mit einer unternehmerischen Tätigkeit im Sinne der Risiko-

ausschlussklausel, weil letztere dadurch gekennzeichnet ist, dass sie mit 

 
99  a.a.O., juris, Rn. 18. 
100  a.a.O., juris, Rn. 19. 
101  a.a.O., juris, Rn. 20. 
102  a.a.O., juris, Rn. 22. 
103  a.a.O., juris, Rn. 24. 
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Verlustrisiken verbunden ist und der Schaden, der auf einer fehlerhaften 

unternehmerischen Entscheidung beruht, schwer eingrenzbar ist.104 

 

Ohne Rechtsfehler hatte das Berufungsgericht demgegenüber angenom-

men, die – im Haftpflichturteil bindend festgestellte – Aufklärungspflichtver-

letzung sei im Rahmen einer versicherten Tätigkeit erfolgt.105 Zwar ist die 

Wahrnehmung geschäftsführender Treuhandfunktionen durch Steuerbera-

ter ist regelmäßig als gewerbliche Tätigkeit einzuordnen und damit nach 

§ 57 Abs. 4 Nr. 1 StBerG berufsrechtlich unzulässig; die Versicherte han-

delte jedoch im Rahmen einer erlaubten beruflichen Tätigkeit als nicht ge-

schäftsführende Treuhänderin, als sie mit den Klägern die hier gegenständ-

lichen Treuhandverträge abschloss.106 Für die Abgrenzung einer versicher-

ten Aufsichtstreuhand von einer nichtversicherten geschäftsführenden 

Treuhand im Rahmen der Tätigkeit eines Steuerberaters als Treuhandkom-

manditist einer Fondsgesellschaft kommt es entscheidend darauf an, inwie-

weit dem Steuerberater aufgrund des Treuhandvertrags ein Entscheidungs- 

und Handlungsspielraum, Mitwirkungsrechte und/oder Ermessen zustehen 

und sich diese auf das unternehmerische Risiko der Fondsgesellschaft aus-

wirken.107 Die Abgrenzung muss im jeweiligen Einzelfall erfolgen; eine abs-

trakte, allgemein gültige Abgrenzungsregel lässt sich nicht aufstellen.108 Re-

visionsrechtlich unbedenklich war das Berufungsgericht auf dieser Grund-

lage zu dem Ergebnis gekommen, ein Entscheidungsspielraum der Versi-

cherten, der ihre Treuhandtätigkeit zu einer geschäftsführenden gemacht 

hätte, habe anhand des Treuhandvertrags nicht festgestellt werden kön-

nen.109 

 

 
104  a.a.O., juris, Rn. 25 
105  a.a.O., juris, Rn. 26. 
106  a.a.O., juris, Rn. 28. 
107  a.a.O., juris, Leitsatz 1 und Rn. 30 m.w.N. 
108  a.a.O., juris, Rn. 30 a.E.  
109  a.a.O., juris, Rn. 31. 
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Das Berufungsgericht muss nun klären, ob die Voraussetzungen des Risi-

koausschlusses in A. 5.3 a) BBR-S unter Berücksichtigung der höchstrich-

terlich vorgegebenen Maßstäbe vorliegen. 

 

 

8. + 9. 
Rechtsschutzversicherungsrecht und 

Grundzüge des Vertrauensschaden- und Kreditsicherungsrechts 
 
 

Zu diesen Rechtsgebieten sind – soweit ersichtlich – im Berichtszeitraum 

keine inhaltlich begründeten Entscheidungen ergangen. 

 

 

 

Karlsruhe, den 07. August 2024 

 

 

 

Dr. Siegfried Mennemeyer   Dr. Christoph Hugemann, LL.M. 
auch Fachanwalt für Medizinrecht  auch Fachanwalt für Versicherungsrecht 


